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50  Betäubungsmittelsachen
§ 27 Absatz 3 und 4 BtMG
 
(1) In Strafsachen nach dem Betäubungsmittelgesetz (BtMG) sind mitzuteilen:

1.  der für die Überwachung nach § 19 Absatz 1 Satz 3 BtMG zuständigen Landesbehörde die 
rechtskräftige Entscheidung mit Begründung, wenn
 
 
 

a)  auf eine Strafe oder eine Maßregel der Besserung und Sicherung erkannt oder der bzw. die 
Angeklagte wegen Schuldunfähigkeit freigesprochen worden ist und

 
 
 

b)  die Entscheidung Informationen zum Betäubungsmittelverkehr bei Ärztinnen und Ärzten, 
Zahnärztinnen und Zahnärzten, Tierärztinnen und Tierärzten oder in Apotheken, tierärztlichen 
Hausapotheken, Krankenhäusern und Tierkliniken enthält,

 
2.  dem
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte
Kurt-Georg-Kiesinger-Allee 3
53175 Bonn
in Verfahren gegen Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Tierärztinnen und Tierärzte,
 
 
 

a)  die Anklageschrift oder eine an ihre Stelle tretende Antragsschrift,

 
 
 

b)  der Antrag auf Erlass eines Strafbefehls und

 
 
 

c)  die das Verfahren abschließende Entscheidung mit Begründung; ist mit dieser Entscheidung ein 
Rechtsmittel verworfen worden oder wird darin auf die angefochtene Entscheidung Bezug genommen, 
ist auch diese zu übermitteln.

 
(2) 1In gegen Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Tierärztinnen und Tierärzte, 
Apothekerinnen und Apotheker gerichteten sonstigen Strafsachen ist der für die Überwachung nach § 19 
Absatz 1 Satz 3 BtMG zuständigen Landesbehörde die abschließende Entscheidung mit Begründung 
mitzuteilen, wenn

1.  ein Zusammenhang der Straftat mit dem Betäubungsmittelverkehr im Sinne von Absatz 1 Ziffer 1 
Buchstabe b besteht und

 
2.  die Kenntnis der Entscheidung aus der Sicht der übermittelnden Stelle für dessen Überwachung 
erforderlich ist.

 
2Absatz 1 Ziffer 2 Buchstabe c zweiter Halbsatz gilt entsprechend.


